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R ichter, J ustizfacha ngcsto llts
als U rk undsbeamtin/beamter der
Gescnäft83telle

\.--

lm Namen des Volkes

Urteil

ln dem Rechtsstreit

der Frau

Pnozessbevollmächtigter Rechtsanwalt Wlhelm Heinrich Rettler,
Bachstraße 22, 06880 Witrcnberg.
Geschäftezeichen

gegen

Firma Stadtwerke Lutherstadt \Äfittenberg GrnbH vertr d d Geschäftsf0hrer Hans-
Joechlm Herrmann. Lucas-Cranach-Straße 22, O68$6 Wiftenberg,

Klägerin

BeHagte

Prozessbevollmächt§te: Rechtsanwälte Meinzenbach. Hennwald. Eltermann & Speck,
Puschkinstraße 4 08886 \A/ilfenberg,
Geschäfiszerchen:

hat das Amtsgericht Wttenberg durch den Richter am Amtsgerlcht Alvermann aul dle
rnundliche Verhandlung vom 08 12 2006

ftir Recht erkannt:

'l Es wird frestgestellt. dass der Beklagten gegen die Klägerin f0r das .lanr
2005 wegen Gaslieferungcn kaine Fordcrungcn mehr zusEhen und
das die Beklagte für das Jahr 2006 lediglich insgesanrt Ahschtäge für
GsslieferunEcn ln Höhe von insgesamt 3 061,ss E beanspructren kann,
wobei bereils qeleistete Abschläge ln Abzug zu E'ringen sind.

2, Die Bekhgte wird rrrcrter verurteilt. an dE Ktägerin ?10j0 € nebEt sorozcntpunkten über derrr Beslczinssetz Zlnsen seit cem 22 06 2006 zu
zehlcn,

3. Die Beklagrte trägt L.lie Kosten des Rechtsstreits.

4. Das urteil ist oegen sicherheitsteistung von z ooo,o0 € vorläuflo
vollstretrkbEr.

5 Der Streitwon wird auf 1.759.AO € Est-oesetzt.



Die Beklagte, ein Energielieferungsunternehmen, belierfett die KHlgcrin aufgrund eines

versorgungsvertrages mit Gas.

lrn Jahre 20o5 erhöhte die Bektagile ainseitig den Bezugspretse fOr Gas. F0r das Jehr
2fi)5 ist hinsichüich der Klägerin bei der Beklagten noch ein Betrag von 267,43 € otun,
zum Stichtag des 30 1 1 2008 for das Jahr 2006 basher 1.491 ,37 €.

Db Klägrerin begchrt die Feetstellung. dass die Bektagte nicht berpchtigfi iat, f0r dae Jahr
2005 noctr Forderungen ztr erheben sowla ln 2006 die Klägerin bdiglich verpflichtet ist,

r ! Abcchläge auf Grundlage der alten FestseEung zu zahlen

Daztr behauptet sie, die von der Beklagrten lUr das Jahr 2005 fressesetzten Gasprctse
entsprächen nicht der Billigkeit

Sie ist der Aultansung, die Beklagtre hätüe daher f0r 2005 die Prcbe nicht erhohen dürfen
sle. die KHgerin, könne daher vadangen, testzustellen. dass db Bekbgrte auf Grundlage
der Prerse filr 20o5 kcine weitergehenden Forderungen gegen sle stelh und im Jahr 200g
lsdhlich Abschlltge von 3061,55 € bekärne. Zudem könne sic Recfitsverfolgungskosten
verlengen.

t.,, Oie Ktägrerin beanbagt,

wie erkannt.

Die Beklegte Eantragt.

die Klega Ebzlrweisan.

Dazu behauptet sie, ihre preise für Z00S entgprEchcn dcr Blllskeit.
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Sie vertreten die Aufiassung, fiJr die Klägerin bestehe kein Fesbtellungsinteresse Die

Klägerin müsste erst Forderungen beglelchen und könnte sie denn ln einem

RückforderunEBprczess einkaegen.

EntrchEidunqsqnfnd.:

Die zulässige Klage ist begründet.

Auf Antreg der Klägerin war fesEustelüen, dgss der Beklagten gegenüber der Klägerin ffir
das Jahr 2OO5 wegen Ga.qlieferungen kelne Ford€rungen mehr zuslehen und die Beklagte
für das Jahr 2008 lediglich insgesamt Abschläge in Hühe von 8.061,85 € wrlengen kgnn.

Femer kann die l(tlgerln von der Ehaklagrten Rechtsverblgungrslrosten in Hühe von
21OJo € als Sctradensersatz gemäß § 240 BGB, Vorhemertung 3 Absaü 4 \A/-RVG
verlangen-

t_

Der Feststellungsantrag rst zulässig. Die Klägerin hat ein berechtigtes lnteresse an der
Feststcllung der Billiqkait der von der Beklagten vorgenommenen Preieerhöhung fqr 2OOS.

Denn sie bertlhmt sich rn lhren Abrechnung vom 31.12.2008 (Bl.?-7. dA.) einer
Nachforderuflg gelten dia Klägerin in Höhe von 267,43 {. uelche diese beatreitet.
Der Zulästigkelt einer Faststellungsklage steht auch nicht die atternative Möglerrkeit einer
Letstungsklage entgegen. Dies wtlrde uoruussetsan, dass die Klagrerin zunächst darauf
varwlesen wgr6, Eemllß § 30 ABV GasV Zahtungen vorzunehmcn. da lhr eln Recht zur
Zahlungsverweigarung nicht rust0nde. s'le uäre insowelt auf einen Rückbrderungs-
proEesc zu varweisen. Dies indes würde dem SchuEzraßck das s g1S BGB
wtedarsprechen. Danach ist die verbindliehkeit der von d6r Bctlagtan b€§ummtan
Leislung ausdrücklich von der Vr:rausseEung der Billigkeit abhängig, sc d*s der Vorrang
einer Leistungsklage aus § 912 BGB gegen0ber erner FesBteilungsklegc hicraus ntcht
hergelehet werden kann (LG Bonn, urteil vom 07 0g.2006, I s 146/05. ziüert nach Jun§).
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Der Festetcllungsantrag ist begründet.

Dcr Vorbeg der Bektagten zu ihrer Preisgestaftung Ist nicht. ausreichend, um belm Gericht

gernäß s 2S7 Zpo die übezeugung zu bilden, dass die Preisgestaltung der Billigkeit

entspricht. Die Beklagte hat ein einseitiges Lelstungsbestimrnungsrecht Gemäß § 315

Abs. 1,3 BGB itt elne sotche vorgenommene Restirnmung eines Prelses hur denn

verbindlich, u,enn sle der Billigkeit entspncht. Die Voruchrifi des § 315 ADs. 3 BGB wird

durch karteltrechfliche Bestimmungen nicht verdrängt Die Vorscl'triften stehen nicht in

einem Konkurrenärerhsltnie zueinander und sind durehaus nebeneinandEr snwendbar-

Die wettbeurerberech0ichen Vorschrlftcn cllancn dabei der Verhindarung bar. Überprüfr.rng

von Preisabsprachen

Die Vorsohrift d6s § 315 BGB hingegen folgt einer anderen lntenti0n, Sts, soll lediglictr

ermöglichen, eine einseltige Lttgtungsb€stimmung durctr elnen Veftragspartner dor

ÜUemüfung durch den anderen Vertragspartner zu unterziehen. Db Prelsgestaltung

ernes Untemehmens im Vergteich zur Preisgrectaltung änderer Untemehmen igt bei ctleser

Frufung nicht relevant. Jene iet Gegcnstsnd kartellrechllicher ÜberpriLfung um die es hler

nrcht geht.

Die Klägerin kann daher dae Darlsgung der Billigkeitsgrundoetze von der Beklagten SBmäß

§ 315 BGB verlangen.

DiFser Verpflrchtr.rng iet ella Beklagte nicht in ausreichendem Maße nachgekommen. Dae

Gericht hat mil Beschlues vom 05.09 2006 gemäß § 1 39 ZPO darauf hingewiesgn, dass

<lie Beklagta cllc wlle Darlegungs- und Beurelglest fOr die Balttgl(olt der Leistungs^

beettmmung triffL wobei cg nlcht alleine als ausreichend angesehen wird, urenn die
Beklagte darlcgt, dass der verlangte Gasprelsrnarl(t oblich sei und sich im Rahmen
anderer Untemehmen bGt€ge Denn die Behaugfung, dass sich dre prelserhöhungen und
dle Gesam$reisa der Beklagten f0r das Jahr 2005 im Rahmen dcr Prctse anderer
Energieuersorgun(Funtcmehmen befinden, biffr etloine keine Aussagie darüber, ob der
Preis der Beklagnen i,n VerhÄltnig zur Klägerin der Billigkert entspricht. Die Energie-
wirtsChaft wird von dem Grundcstz beherrscht. daAs di6 EnergbverSgrgunE ao
p;elsgünstig wie rntiglich sowie neöraucharfncundlich und efftzierrt zu erfiolgen haq § 1

Energialirtcchäfitgesetz- Dies i6t im Rahmen der 0berprofung dcr Bllllgteit der

\",
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Preiefustsegung zu berOcksicht[en Dle Bill§kert der PreisgrestaltunE der Beklagten

richtet sich daher nicht nacfr dem Verhältnis der Preise der Beklagten zu denen andet€r

Unternehmen.

Die von der Beklagten vorgenommene Darlegung ihrer Preisgestaltung ist niclrt

ausreichend, das Gericht gemäß § 287 BGB davon zu 0berzeugen, daas sich ihre

Preisgcstaltung biltigem Ermcaaen gen0gt. Dle Boklegte hat im Wesentlichen datgelegt,

dass sie für ihr Gas 1.32 Cent pro KilowatBfurEa mehr an ihre Liebranten haba zahlen

m(issen und davon lediglich 0,86 Cent pro Kilowatlsturrde an die Kunden weitergegeben

habe,

Dieser Vortrag allein lässt kelne eusreichenden Rückschlüssa auf die Bill§keit der

Gaspreisgestalfung für 2OO5 zu. Die Preise, urekehe die Beklagte sn lhro Lieferanten eu

zahlen hat, stellen nur einen gewissen Teil des G€cttmtpreio€a, der vom Kunden verlangt
wird, dar. ln diesem Freis f;allen zum Belspiel auch die Kosten der Belieferung des

Kunden, die Notrrendigkeil der Bildung von Rucklagen. die Finanzlarung von lnrrestitionen

oder die Verzinsung von aufgenommenem Kepltal Dar0ber hinaus enthält der Preis
Verwaltungskosten, Erst bei Offenlegung dbser Posttionen kann eine umfaeeende
Prirfung oer Billigkeit der Preiserhöhung vorgenornmen werden. Dazu hat die Beklagte
nicht ausreichend vorgetragen.

Sie ist insowett ihrer Darlegungslast nicht nachgekommen und het damit die Billskeit ihrer
LeistunE (Gaeprebes für 2005) nicht brwiesen. Der von der Beklagrten verlangte erhöhte
Gespru{e ftir 2005 kann daher raader Grundlagre der Abrechnung flir 2005 noch der
Berechnung von Abschtögen fi.lr 2O06 Eeln

Dem Feststel I ungsa n trag wa r entspreeh end stattzu gcbcn .

Rechtsverfolgungskosten känn die Klägerin unter dem Gesichtspunrct des
Schadensersatzes gemäß s 24g BGB vertangen.

Iil.

Die Kostenentscheidung beruht suf § 91 7flA. die Entscfieidung 056r die vofläufigre
vollstreckbarkeil auf § 7og zPo Bei cler Festsetzung des streiturenes hat das Geric]rt die
offene Forderung der tseklagten für 2005 in Hohe von 267,43 € argrunde oeleot. fremer dle



arm OO. t l .2006 ofiene Foderung der Beklagten in Höhe von 1'491 '37 : ei f6lt1,frf 1

des FcEbte[urq8rhtere§§E u,er hier nicfit vozunehmen' da sidr die'Beldruile piner '

konkreten Forüarung berohmt. Srrreit mcn dio Auffassung vetbeten urctlb' 
9t i:*

Abschlgg für das Festste[ungsinteresee vorannehmen i3t' uäre dbser Abt€hlag

ansonsten ddurdr ber0cl(lichtftrt, dass clle Forderungsaufstellung der Eeldagrten nocft

nidrt dan ltlonat Dezernber 2006 enthtft und die KEgcrin beantragt hat' fesEustellan'

dass der Beklagten insgesamt für 2006 keine weltergehende Fotderun-o zueteht'
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Alvermann
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